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 KREIS RECKLINGHAUSEN 
 Zehn Städte machen Zukunft 
 

 

Vorlage Nr.: 70/057  22.10.2001 
 

Berichtsvorlage  öffentlich 
 

für den Berichterstatter Sitzung am TOP 
Landschaftsbeirat Frau Lange 07.11.2001 2 

 

   
Landschaftspflegerische Begleitplanung B 474n in Datteln und Waltrop 
 

  
Beschlussvorschlag: ./. 
 
Erläuterungen zur Sach- und Rechtslage: 
(Bei Maßnahmen mit Auswirkungen auf Umwelt, Gleichstellung oder Finanzen ist in den Erläuterungen darauf besonders einzugehen) 
 

Der „Landesbetrieb Straßen NRW“ hat in einem Termin am 09.10.01 den 
Städten, den Fachbehörden und Vertretern des ehrenamtlichen Naturschut-
zes die bisherigen Ergebnisse der landschaftspflegerischen Begleitplanung 
(LBP) für den Neubau der B 474n vorgestellt. 
 
Es handelte sich um einen reinen Informationstermin, in dem neben dem 
Stand der Entwurfsplanung (derzeit werden die genauen Trassenpläne erar-
beitet) der Stand der Bearbeitung des LBP vorgestellt wurde. Der Bewer-
tungsrahmen für die Straßenplanung NRW aufgrund des gemeinsamen 
Runderlasses des MWMTV und des MUNLV (Eingriffsregelung Straße) vom 
25.02.99 wurde angewandt. Die Bestandsaufnahme und Bewertung der 
Landschaft hat im Vergleich mit der Straßenplanung einen Kompensations-
bedarf von 100 bis 140 ha Fläche ergeben. Allein aus Eingriffen in den Wald 
ergibt sich ein Ersatzanspruch von 80 bis 90 ha. 
 
Das Ausgleichskonzept sieht einen Ausgleichsschwerpunkt in der Lippeaue 
und in einem Vernetzungssystem im gesamten betroffenen Raum vor. 
 
Mit den Landschaftsbehörden war bereits im Vorfeld eine Abstimmung über 
die Eignung verschiedener Liegenschaften herbeigeführt worden. 
Eine weitere Abstimmung zum Kompensationskonzept ist angekündigt. 



Der Landschaftsbeirat wird durch Einladungen an den Vorsitzenden im Pla-
nungsverlauf beteiligt und bei Vorliegen des gesamten Entwurfes um eine 
beratende Stellungnahme gebeten werden. 


